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11- jfS6 der Beilagen zu den stenographischen Protokoile.l des Nati(lnalratcs 
--~~--------~~----------~--~-----~~.. ------------xm. GesetzgcbungSiperiod~ 

BUNDESMINISTERIUM 2':' Juli 1010 Wien, den .............. '> ..... ., ..... :-:: ..................... 197.3. 
füR GESUNDHEIT UND UMWELTSCHUTZ Slubcnring 1 

T eltphcn 57 S6 55 

Zl .. 500004'/33-'4/0/1-73 
430{) jA.B. 

zu- 4,ßW jJ. 
. a 2 6l Juli 'i973 Präs. 111.. .............. __ .• 

B e a n t W 0 r tun g 

der Anfrage der Abgeordneten HAGSPIEL 
und Genossen an die Frau Bundesminister 
für Gesundheit und Umvlel tschutz betref­
fend Vergütu.ng d.eI' Kosten für die Schutz­
impfung gegen die I'laul- und Klauenseuche 

(Ur" 1291· ·/J~NR/1973)" 

In der vorliegenden Anfrage \'lerden an mich folgende 
Fragen gerichtet: 

1~ Sind Sie bereit, die Impfkosten nach den gesetz­
lichen Richtlinien zurückzuersetzen? 

20 \<lenn nein, ~e warum nicht? 

In Beantvwrtul1g diesel" Anfrage 'Geil eich m.i t: 

Auf Grund der bestehenden Vorschriften bin. ich nicht 
il1 der Lage ,im vorliegenden FallImpfkosten zu ersetz;eu .. 

Zu 2 .. : 

Der IJandeshauptmann von Vorarlberg bB.t mi.t Verordnung 
vom 22 .. :r-lai 1973 die Impfung all(~r :Rinder im Alter von 
liber vier Monaten und aller Schafe und Ziegen gegen die 
l1aul- und Klauenseuche angeordnet .. Diese Ve:eo:cduuI.!.g wurdE: 

.. /~ 
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auf § 31 Abs.4 Tierseuchengesetz, RGBl.Nr.177/1909, 
in der Fassung BGBl.Nr.122/1949, in Verbindung mit 
Funlet 2a' der Verordnung der Bundesministerien für 
Land- und :,orstwirtschaft, für Unterricht und für 
soziale Vervlaltung, BGBleN;r:'o200/1949, gestützt .. 

I. t~er die amtliche Anordnung von Schutzimpfungen 
besagendie einschlägigen veterinärrechtlicheIl Vor­
schriften folgendes: 

Abschnitt 111 des Tierseuchengesetzes mit der 
,Uberschrift "Maßregeln zurVerhi;nderung der Heitcryer­
breitung und zur Tilgung von Tierseuchen im Geltungs­
gebiete dieses Gesetzes" bestimmt im Abs .. -1 des § 23, 
allgemein, daß im Falle der Seuchengefahr.und für die 
Dauer derselben vorbehaltlich der'in diesem Gesetz. rück­
sichtlich einzelner Viehseuchen erlassenen besonderen 
Bestimmungen (IVoAbschnitt) je nach Beschaffenheit des 
Falles und der Größe der Gefahr die in den §§ 24· und 25 
vorgesehenen Maßregeln angeordnet werden können .. Abs.,2 
.d~s § 23 sieht vor, daß die näheren Vorschriften über 
die Anwendung und Ausführung der zulässigen Schutz- und 
Tilgungsmaßregeln im Verordnungsweg erlassen. '\"lerde!lo 
Das Gesetz selbst nennt als eine solche Schutzmaßregel 
im § 25 die Impfung der für die Seuche empfänglichen 
Tiere. 

In Bezug auf die Bekämpfung der Maul- und Klauen­
seuche bestimmt nun der IV.Abschnitt des Gesetzes im 
§ 31 Abso4, daß beim Ausbruch'dieser Seuche im Inland 
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die Schutzimpfung der Klauentierbestände im.gefä~r~e~en 
~.e1?lili vom Bundesministerium fÜr Land~~ und Forst1:!irt­

schaft (nunmehr vom Bundesministerith"ll für Gesundheit 
und Umweltschutz) angeordu-Ert 'l,..;eI'den kann .. 

An welche Bedingungen eine solche amtlich ange~~ 

ordnete Schutzimpfung bei einem Seuchenausbruch im In­

land gebunden ist, regelt die Durchführtlugsverordnung 

zum Tierseuchengesetz vom 15$ Oktober 190~9 RGB1.Nr$178, 
in der Ii'assung der Verordnung BGBL.Nr .. 200/1949, unter 

der Überschrift' "Zum IV" Abschl~i tt 118.ul- und Klauenseuche" 
in Ziffer 2a wie folgt: 

"Anträge auf Anordnung der Schutzimpfung ß..~.f.lth.~~~er 

~es~ä.-q~. in erster ~Ginie der Rinder 9 sind von 

der Seuchenkommission auf kürzestem tV'ege an den Landes·~ 

hauptmann zu richten und von diesem mit einem begrÜndeten 
Antrage unver'iJeil t an das Bnndesministeriurn. für Land-
u.nd Forst\'Jirtschaft (nunmehr Bundesministerium für G!~sund ... 
heit und Um~ ... eltschu·l:iz) zur Entscheidung vleiterzuleiten, 
ob und in welchem Umfange die Schutzimpfung durchzufU.hren 
ist .. Ih.dringenden Fällen kann der ]~ande8hauptmann über 

,Antrag der SeuchenkomLüssion die Schutzimpftlng untier 

gleichzeitiger Verständigung des Bund.esministeriuüls für 

Land- und Forst".ürtschaft (nurullehr BundesmillisteriuI:1 für 

Gesundheit und Umweltschutz) selbBt an.ordnen. 1I 

Die Verordnung sieht somit über die Vorschrift des 
§ 31 Abs.4 Tierseuchengesetz, der als allein zuständige 

Behörde das Bundesministerium für Land- und F'orst'l:lirtschaft 

(nunmehr Bundesministerium für GCSludhci t - undUm'.'181 tschutz) 
bestimmt, hinaus somit; praet;er legem in d.ri~lgenden Fällen 
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die Anordnung der amt;lic~"len Impfa.ug durch den IJandes­
hauptmann V01' .. 

Allerdings setzt die Anordnung der Schutzimpfung 
gleichgültig, ob sie vom Bundesministerium oder vom 
Landeshauptmann getroffen wird, z~·dngend eine Tätig­
keit der Seuchenkommission voraus .. Diese muß zunächst 
einen entsprechenden Antrag stellen. Weiters muß es 
sich bei den zu impfenden Tiereri selbst, wie aus § 31 
Abs,,4 des T:ierseuch~~ngesetzes klar hervorgeht, um 

Tierbestände in einem K~ti:i~rd.et~ Gebiet handeln. 

11. Die im ersten Halbjahr 19'73 ausgebrochenen. 
Naul- und Kla.uenseuchenfälle haben sich bekanntlich 
in Teilen der Bundesländer Niederösterreichund Burgen­
land ereignet .. Nur diese beiden Bundesländer konnten 
daher als geflährdete Gebiete im Sinne der Bestimmungen 
des Tierseuchengesetzes angesehen l".;erdeu" Nur in solchen 
gefährdeten Gebieten kann abe.r eine Seuchenkommission, 
die gem.äß § 21 des Tierseuchengesetizes bei Ausbruch oder 

Verdacht einer Tierseuche zu bild.en ist j tätig 'Ir!erden.~ 

Da das Tätigvierden. der Ti.erseuchenl.{ommission in einem 
gefährd.eten Gebiet und der von ihr zu stellencle:.Antrag 
auf Durchführung einer Scht±zimpfung die Voraussetzung 
für die Anordnung einer amtlichen Schutzimpfung gemäß 

§ 3"1 Abs .. Lj· des Tierseuchengesetzes d.arstell t, liegt im 
vorlieg€:D.den Fall eine amtlich angeordnete Schutzimpf'ung 
gemäß den Bestimmungen des Tierseuchengesetzes nicht vor. 

111.. Da wie unter I .. und 11 .. dar~elef!.:t worden ist., 

die im Tierseuchengesetz vorgesehenen Voraussetzungen 
für die Vornahme amtlicher Schutzimpfungen im Bundes­
land Vorarlberg nicht gegeben waren, bin ich nach den 
gesetzlichen Vorschriften nicht in der Lage, die Kosten 

dieser Impfungen zu übernehmen. 

Der Bundesminister: 
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